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Tagesordnungsantrag Nr. 1 zum Gesetzentwurf Nr. 20/XVII 

„Förderung der Einschreibung von Neugeborenen in eine Zusatzrentenform“ 
 

Maßnahmen zur Förderung der Einschreibung in Zusatzrentenfonds und zur Sicherstellung  

des gleichberechtigen Zugangs zu den Anreizen 

 
Seit der Reform des öffentlichen Rentensystems, das auf den von staatlichen Sozialversicherungsträgern 
verwalteten Pflichtversicherungen basierte, sind dreißig Jahre vergangen. Damit vollzog sich der Übergang 
vom einkommens- zum beitragsbezogenen Berechnungssystem. Jene Reform des Rentensystems zielte darauf 
ab, das Sozialversicherungssystem durch eine Senkung der durchschnittlichen Rentenbeträge nachhaltiger zu 
gestalten. Zugleich wurde zum ersten Mal die Einschreibung in Zusatzrentenformen, d.h. in freiwillige 
Pensionsfonds, stark gefördert. Diese Form der Altersvorsorge, die durch dieselbe Reform (Gesetz Nr. 
335/1995) geregelt wurde, bildete die dritte Säule des Sozialversicherungssystems.  

Dreißig Jahre danach muss man leider feststellen, dass das öffentliche Sozialversicherungssystem 
allein nicht mehr in der Lage ist, Sozialleistungen zu garantieren, die den Bedürfnissen der Rentner gerecht 
werden. Dies betrifft insbesondere die Bevölkerungsgruppen mit niedrigem oder mittlerem Einkommen, die 
nicht so viel einzahlen können, um eine angemessene Rentenleistung zu erzielen.  

Das Ziel des Zusatzrentensystems besteht gerade darin, die von den öffentlichen 
Sozialversicherungsträgern gezahlte Rente durch die Auszahlung des angesparten Kapitals in Form einer 
monatlichen Zusatzrentenleistung zu ergänzen. Das Kapital wird von den Rentenfonds, in die Arbeitnehmer 
und in einigen Fällen auch Arbeitgeber freiwillige Beiträge einzahlen, investiert.  Von diesem System sollten 
vor allem die Personen profitieren, die aufgrund niedriger Löhne, prekärer Arbeitsverhältnisse und damit 
einhergehender unregelmäßiger Beitragszahlungen, unfreiwilliger Teilzeitarbeit oder eines späten Eintritts ins 
Erwerbsleben usw. eine „benachteiligte“ Rentenposition haben. Paradoxerweise sind es gerade diese 
Kategorien von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die als „Geringverdiener“ am wenigsten den 
Zusatzrentenfonds beitreten – oder jedenfalls am wenigsten einzahlen –, was dazu führt, dass gerade 
diejenigen, die ihre niedrige Rente unbedingt aufstocken müssten, dies nur selten oder gar nicht tun.  

Die italienischen Daten sprechen eine klare Sprache: Der Anteil der Eingeschriebenen in die 
Zusatzrentenfonds ist bei Männern höher und steigt – ebenso wie die Höhe der Einzahlungen – mit 
zunehmendem Alter und Einkommen, was auch zu Ungleichheiten bei der künftigen Zusatzrente führt. Der 
Jahresbericht 2024 der Aufsichtsbehörde für Pensionsfonds weist neben einem Anstieg der Mitglieder um 4 
% im Vergleich zu 2023 – dadurch steigt die Gesamtzahl der Eingeschriebenen auf fast 10 Millionen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bzw. 38,3 % der Erwerbsbevölkerung – auch auf ein 
geschlechtsspezifisches Gefälle hin, das sich zum Ungleichgewicht der öffentlichen Rentenversicherung 
hinzugesellt. Frauen machen lediglich 38,4 % der Gesamtzahl der Mitglieder aus (eine Differenz von 7 % 
gegenüber Männern, wenn man die Erwerbsbevölkerung nach Geschlecht betrachtet). Das Durchschnittsalter 



der Mitglieder liegt bei 47 Jahren, auch wenn die Anzahl der unter 35-Jährigen zunimmt. Aus der Erhebung 
der Italienischen Notenbank zu den Ausgaben der italienischen Haushalte von 2022 geht außerdem deutlich 
hervor, dass der Beitritt zur Zusatzvorsorge mit einem höheren Einkommen steigt. 
 Die Daten von Pensplan Centrum zeigen, dass der Beitritt zu einem der vier in der Region 
eingerichteten Pensionsfonds nahezu ohne Gender-Gap erfolgt (49,5 % der Eingeschriebenen sind Frauen) und 
das Durchschnittsalter bei 42 Jahren liegt. Niedrig bleibt jedoch mit 22,6 % der Anteil der unter 30-Jährigen. 

Der im Gesetz vorgesehene Anreiz zur Einschreibung von Neugeborenen sowie von Adoptiv- und 
Pflegekindern könnte daher einen wichtigen Beitrag leisten, um einen frühzeitigen Beitritt zu den 
Pensionsfonds von Familien und – in Zukunft – von jungen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu fördern, 
was sich wiederum vorteilhaft auf die künftige Zusatzrente auswirkt, deren Höhe von der Dauer der 
Beitragszeit abhängt. 
 Vor dem Hintergrund der besorgniserregenden Daten der OECD und der Italienischen Notenbank zur 
Finanzbildung in Italien besteht jedoch das Risiko, dass insbesondere wirtschaftlich, sozial und kulturell 
benachteiligte Familien, die von der Maßnahme am meisten Gebrauch machen sollten, diese nicht nutzen.  
 Um dem entgegenzuwirken, ist es notwendig, dass die Region die Maßnahme flächendeckend 
bekanntmacht. Dabei sollte die von Pensplan Centrum an Schulen vorangetriebene Finanzbildung – mit 
besonderem Augenmerk auf die Vorsorge – auch auf Familien mit Kindern ausgeweitet werden; diese kann 
man dank der Gemeindemeldeämter erreichen, mit denen gemäß Artikel 5 Vereinbarungen zu schließen sind. 
 Es muss auch sichergestellt werden, dass gerade die wirtschaftlich und sozial schwächeren Familien 
nicht von der in diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahme ausgeschlossen bleiben. Gegebenenfalls sind 
Korrekturen einzuführen, damit der Beitritt zu den Zusatzfonds keine weiteren Ungleichheiten fördert. 
 
Dies vorausgeschickt, 

verpflichtet der Regionalrat die Regionalregierung, 

1. Pensplan Centrum den Auftrag zu erteilen, flächendeckend auf dem gesamten Gebiet der Region 
Veranstaltungen zur Finanzbildung für Familien mit Neugeborenen, Adoptiv- und Pflegekindern zu 
organisieren. Diese Veranstaltungen sollen insbesondere Vorsorgethemen und den im Gesetz 
vorgesehenen Anreizen gewidmet sein und können in Zusammenarbeit mit Netzwerken, Verbänden 
und Organisationen angeboten werden, die sich mit Familienfragen beschäftigen; 

2. mithilfe der Landesstatistikinstitute das sozioökonomische Profil der tatsächlichen Antragsteller im 
Vergleich zur Gesamtheit der möglichen Anspruchsberechtigten zu erfassen und gegebenenfalls 
Korrekturen vorzunehmen, falls aus den Daten zu den Einschreibungen ein Ungleichgewicht 
hervorgeht. 
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